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Präsident Schumann — Ehrendoktor 
der Juristischen Fakultät der Marlin-Lulher-Universilät

Am 22. Januar 1955 verlieh die Juristische Fakultät 
der Martin-Luther-Universität zu Halle-Wittenberg an­
läßlich der Feier des 300. Geburtstags ihres Mitbegrün­
ders Christian Thomasius dem Präsidenten des Ober­
sten Gerichts der Deutschen Demokratischen Republik, 
Herrn Kurt S c h u m a n n ,  die Würde eines Doktors 
der Rechte ehrenhalber.

Prof. Dr. Hartwig, der als Dekan der Juristischen 
Fakultät im Namen ihres Rates die Promotionsurkunde 
übergab und damit die Promotion vollzog, hob in seiner 
Ansprache die bedeutungsvollen Aufgaben des Ober­
sten Gerichts der Deutschen Demokratischen Republik 
hervor, die darin bestehen, mit seiner Rechtsprechung 
dem Aufbau des Sozialismus, der Einheit Deutsch­
lands und dem Frieden zu dienen, die Aufsicht über 
die Rechtsprechung der unteren Gerichte auszuüben, 
bei der Anwendung und Auslegung der Gesetze die 
Rechtseinheit als einen wesentlichen Bestandteil unse­
rer demokratischen Gesetzlichkeit zu wahren und alle 
Bürger zu einem verantwortungsbewußten Verhalten 
sowie zur gewissenhaften Befolgung der Gesetze zu er­
ziehen. Die Entscheidungen cles Obersten Gerichts zu 
den grundlegenden Rechtsfragen bezeichnete Prof. 
Dr. Hartwig als ein Stück deutscher Geschichte beim 
Aufbau unserer Deutschen Demokratischen Republik; 
sie haben durch ihre Auswirkung auf die Recht­
sprechung der unteren Gerichte wesentlich dazu bei­
getragen, der aktiven und fördernden Rolle der Recht­
sprechung bei der Entwicklung unserer staatlichen 
Ordnung den gebührenden Platz einzuräumen. Die tat­
kräftige Mitwirkung Präsident Schumanns an dieser 
Entwicklung der Arbeit des Obersten Gerichts habe 
die Juristische Fakultät der Universität Halle dazu ver­
anlaßt, ihm für seine Verdienste um die Entwicklung 
einer demokratischen Rechtsprechung in der Deutschen 
Demokratischen Republik die Würde eines Doktors der 
Rechte ehrenhalber zu verleihen.

In der Ansprache, mit der Dr. Kurt Schümann für 
die ihm erwiesene hohe Ehre seinen Dank aussprach, 
bezeichnete er diese Ehrung als ein Zeichen der engen 
Verbundenheit unserer demokratischen Rechtswissen­

schaft mit den Praktikern des Rechts. Dieser Verbun­
denheit liege die Erkenntnis zugrunde, daß die Ergeb­
nisse der wissenschaftlichen Arbeit durch ihre Be­
währung in der Praxis geprüft und umgekehrt die 
Richtigkeit der praktischen Rechtsanwendung nur durch 
ihre Übereinstimmung mit den wissenschaftlichen Er­
kenntnissen bewiesen werde. Präsident Dr. Schumann 
hob hervor, daß Rechtswissenschaft und Rechtspraxis 
in der Deutschen Demokratischen Republik zu einer 
Kampfgemeinschaft geworden seien, die das Ziel ver­
folge, zur Erfüllung des großen nationalen Auftrages 
der friedlichen demokratischen Wiedervereinigung 
unseres Vaterlandes das demokratische Recht zu einer 
scharfen Waffe zu machen; denn dieser bedürfe das 
deutsche Volk, um sich vor der Gefahr einer neuen 
faschistischen Finsternis zu bewahren. Er erinnerte an 
die heutige Rechtsprechung in Westdeutschland, die 
immer offener zur Rechtfertigung der ungeheuerlichen 
Verbrechen des faschistischen Regimes übergehe; eine 
derartige Rechtsprechung diene ebenso der Beseitigung 
der wenigen in der Bonner Verfassung garantierten 
Grundrechte und der Auflösung der Gesetzlichkeit wie 
die im Westen unserer Heimat gelehrten Rechtstheo­
rien, die nach Möglichkeit jede Bindung an das Recht 
negierten. Dr. Schumann fordert dazu auf, in unserem 
Kampf für die Wahrheit und gegen den Rückschritt die 
Erinnerung an Christian Thomasius wachzuhalten; es 
sei das große Verdienst von Thomasius, dieses uner­
schrockenen Kämpfers für Wahrheit und Fortschritt, 
gegen schier unbesiegbare Kräfte den Kampf für die 
Befreiung der Rechtswissenschaft seiner Zeit vom Joch 
des katholischen und protestantischen Dogmatismus ge­
führt zu haben, um eine deutsche Rechtswissenschaft 
zu begründen.

Abschließend betonte Dr. Schumann, er nehme die 
hohe Ehrung in der Erkenntnis dankbar entgegen, daß 
sie nicht weniger als ihm selbst auch allen den Män­
nern und Frauen gelte, die täglich als Richter der 
Deutschen Demokratischen Republik für den Sieg eines 
demokratischen Rechts in einem geeinten deutschen 
Vaterland kämpfen.

Zur Arbeit der Verkehrsgerichte
Von FRITZ BÖHME, Hauptabteilungsleiter im Ministerium der Justiz

Zur Durchführung der VO über die Zuständigkeit 
der Gerichte in Verkehrssachen vom 22. April 1954 
(GBl. S. 461) hat das Ministerium der Justiz den Ge­
richten am 21. Mai 1954 eine ausführliche Anleitung 
gegeben1). Die Kontrolle der richtigen Durchführung 
dieser Anleitung erfolgt durch die Instrukteure der 
Justizverwaltungsstellen in den Bezirken und des Mini­
steriums der Justiz. Bei dieser laufenden operativen 
Anleitung und Kontrolle in den Bezirken, bei der Kon­
trolle einiger Verkehrsgerichte und der kritischen 
Überprüfung von Entscheidungen der Verkehrsgerichte 
zeichnen sich nunmehr die ersten Ergebnisse ab, die 
zusammenzustellen, zu diskutieren und dann zu ver­
allgemeinern sind.

I
Bezüglich der Zuständigkeit der Verkehrsgerichte 

ist vor allem eine Frage aufgetaucht: Welche Straf­
sachen sind „verkehrstypisch“?

Gemäß § 6 der VO haben die Kammern und Senate 
für Verkehrssachen — unbeschadet der gesetzlich ge­
regelten Zuständigkeit für Schiffahrtssachen (§ 9) und 
für Jugendstrafsachen (§ 11) — zu entscheiden:

,,a) über alle Verbrechen, die in Ausübung oder im 
Zusammenhang mit der Tätigkeit der Verkehrs- *

') Vgl. Grube, „Neue Kammern und Senate für Verkehrs­
sachen“, NJ 1954 S. 32B.

betriebe begangen werden oder die gegen die Ein­
richtungen des Verkehrs oder die unmittelbare 
technische Durchführung des Verkehrs gerichtet 
sind;

b) über alle Verbrechen, die für Verkehrsunfälle ur­
sächlich sind.“

Während die Formulierung zu b) von Anfang an 
als unmißverständlich von der Praxis angewendet 
wurde, gab es zu a) einige Unklarheiten.

Heute besteht Klarheit darüber, daß unter den im 
§ 6 Abs. 1 Buchst, a der VO genannten Strafsachen 
nur „verkehrstypische“ zu verstehen sind, daß also 
nicht schon die ldseste Verbindung einer Strafsache 
mit einer Verkehrseinrichtung oder dem Verkehrs­
geschehen die sachliche Zuständigkeit der Kammern 
und Senate für Verkehrssachen begründen soll.

Was aber ist als „verkehrstypische“ Strafsache anzu­
sehen? Abschnitt III der Anleitung des Ministeriums 
der Justiz vom 21. Mai 1954 geht davon aus, daß 
jeder Diebstahl, jede Unterschlagung, jede Untreue, 
jeder Betrug und jede Urkundenfälschung „im Bereich 
der Verkehrseinrichtungen“ als „verkehrstypische 
Strafsache“ von den Kammern und Senaten für Ver­
kehrssachen zu entscheiden ist. Diese Auffassung wurde 
von den Verkehrsstaatsanwälten und von den Richtern 
der Kammern und Senate für Verkehrssachen kriti­
siert, und ihre Kritik ist berechtigt.

72


